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Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften . ~ .. . 
außer Kraft, dies gilt insbesondere fiir die o.a. Bezugspläne ·. : ·. .- . . . 
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. 
Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 

. . . 
Das Baugesetzbuch (BauGB) vom 08.12.1986 (BGBLI ~- 2253) , 
Die Baunutzungsyerordnung (BauNVO).vom 23.01.1990 (BGBI.I S. 132) ' 
Die Planzeichenverordnung (PlanzV.90) vom 18.12.1990 (BGBI. S. 58) , 
Die Landesbauordnung für Bade~-Württemberg (LBO) !vo111 O~"Oß" 1~5 (GBI. ~- _61_7).....} 

' .. 
Sowie die jeweiligen ergänzenden Rechl~verordnungen und Verwaltungsvorschriften. 

. . . ... . . . . . . .· .• 
. _. .. l;~·~-~ ~·· 

' ' . .. .. 
Leonberg, den 04.11.1996 .. Aufgestellt·,: · · .. . · 

. Gefertigt: · 



ZEICHEN E RKLÄR UNG 

Art der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. I BauGB, §§ I - 11 BauNVO ) 

WA AUgemeines Wohngebiet ( § 4 BauNVO) 

Beschränkung der Zahl der Wohnungen ( § 9 Abs. I Nr. 6 BauGB) 

2WO Beschränkung auf2 Wohnungen ( 2 WO) pro Wohnge­
bäude 

Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs I Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO ) 

0,3 

FH 
TH 

Grundflächenzahl (GRZ) ( § 19 BauNVO ) 

Geschoßflächenzahl (GFZ) ( § 20 BauNVO) 

Höhe baulicher Anlagen ( § 16 und 20 BauNVO ) 
Firsthöhe als Höchstmaß 
Trauthöhe als Höchstmaß 

Bauweise ( § 9 Abs 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO ) 

~ 
a 

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig ( § 22 Abs. I und 
2 BauNVO) 

abweichende Bauweise ( § 22 Abs 4 BauNVO ) 

Baugebiet 
Wohneinheiten 

Grundflächenzahl 

Bauweise 

TH + FH 
siehe Textteil 

Geschoßflächenzahl 

Dachform I Dachneigung 

Stellung baulicher Anlagen ( § 9 Abs l Nr 2 BauGB) .. Firstrichtung des Hauptbaukörpers 

~.haubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, Bauifenzen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB, § 23 BauNVO ) 

nicht überbaubare Grundstücksflächen 
e---+-----überbaubare Grundstücksflächen 

.-----1----Baugrenze 

Verkehrstlächen ( § 9 Abs. l Nr 11 und Abs. 6 BauGB) 

]\\\\?'' .::::: ... 
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Straßenfläche 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
- Wohnweg-



Grunanlage als Bestandteil von Verkehrsanlagen i. S. von 
§ 127 Abs 2 Nr. 4 BauGB 

Private Grünflache ( § 9 Abs I Nr. 15 BauGB ) 

Private Grünfläche 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen 

0000 
Ir 

DDDD 

( § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 
Leitungsrecht 

Pflanzgebote und -bindungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 a u. 25 b BauGB ) 

!e ........ . 
• Pfb • 
••••••••• 

Pflanzbindung fur Einzelbäume 

Pflanzbindung fur flächenhafte Anpflanzungen 

Flächen fur Aufschüttungen Abgrabungen und Stützmauern zur Herstellung des 
Straßenkörpers ( § 9 Abs 1 Nr. 26 und Abs. 6 BauGB) 

I I I I I I I i 
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Aufschüttungen 

Straße I Wohnweg 

Abgrabungen 

Räumlicher Geltungsbereich ( § 9 Abs. 7 BauGB ) 
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebau-

- - - ungsplanes 

Abgrenzungen 

• • • • • • Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen 
(Firsthöhen und -Iichtung I Dachform und -neiguog) 

Sonstige Festsetzungen ( Bauordnungsrechtliche Festsetzungen ) 

SD 
PD 
WD 

: -- ------c- -· - I 

Satteldach 
Pultdach 
Walmdach 

zu errichtende Trockensteinmauern 

zu erhaltende Trockensteinmauern ( § 74 Abs. 1 Nr. 3 
LBO) 

bestehende Gebaude 

Höhenschichtlinie 



TEXTTEIL 
. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Ergänzung der Eintragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen getroffen: -
I. Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB, BauNVO) 

L Art der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. I Nr. I BauGB, §§ I - 15 BauNVO) 
entsprechend Eintrag (Nutzungsschablone) 

1.1 Allgemeine Wohngebiete ( W A ) ( § 4 BauNVO ) 
In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind die Nutzungen nach§ 4 
Abs. 2 Nr. I - 3 BauNVO zugelassen. 
Die nach § 4 Abs. 3 Nr. I - 5 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen 
sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig. ( § I Abs. 6 
Nr. I BauNVO ) . 
Hinweis: Beschränkung der Zahl der Wohneinheiten im gesamten Bauge­

biet siehe Textteil Nr. 1.8 

2. Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16- 21a BauNVO) 

2.1 Grundfläche und Grundflächenzahl ( § 19 BauNVO) 
entsprechend Eintrag (Nutzungsschablone) 

2.2 Geschoßfläche und Geschoßflächenzahl ( § 20 BauNVO ) 
(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone) 

2.3 Höhe baulicher Anlagen ( §§ 16 und 18 BauNVO) 
(siehe Eintrag in den überbaubaren Grundstücksflächen) 

2.3 .I Traufhöhen ( TH ) 

WAI+WA2 
Die Traufhöhe, gemessen vom festgesetzten Gelände bis zum Schnittpunkt 
Außenwand I Dachhaut, wird aufmax. 6,50 m festgelegt, wobei bergseitig die 

=Ae D.Sc _ Traufhöhe vo~m über dem im Mittel gemessenen Straßenniveau "Im Stein-
wiAf.___ <;). bergle" nicht überschritten werden darf. 
G ~- t(qV") {l.l_.tr Schemaskizze . . _ . . . 

"" : ~ 

STRASSE 

WA 3+WA4 

0 
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TRAUFHÖHE 
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0 
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Für die Gebäude wird eine max. Traufhöhe von 4,50 m, gemessen vom festge­
setzten Gelände bis zum Schnittpunkt Außenwand I Dachhaut, festgelegt. 

Ausnahmsweise kann auch eine Überschreitung der Traufhöhenbegrenzung ruge­
lassen werden, wenn dies durch die Geländeverhältnisse oder durch Gebäude-
rücksprünge bis zu max. 114 der Gebäudelänge begründet ist. · 



2.3.2 Firsthöhen ( FH) 

WLU 
Für die Gebäude wird eine maximale Firsthöhe von 10,00 m, gemessen vom fest­
gesetzten Gelände, festgelegt. 

3.. Bauweise ( § 9 Abs. 1 Nr; 2 BauGB, §§ 22 BanNVO) 
ED = offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig ( § 22 Abs. 1 

und2 BauNVO ) · 
a = abweichende Bauweise, es sind nur Einzel- und Doppelhäuser Zulässig. 

Die Banweise weicht insofern von der offenen Bauweise ( § 22 Abs. 2 
· BauNVO ) ab, als die Gebäudebreite der Einzel- und Doppelhäuser ent­

lang des Straße Im Steinbergle (Giebelseite) im WA 1 höchstens 12 m 
betragen darf Bezüglich der Grenzabstände (Abstandsflächen) gilt die 
offene Bauweise. 

4. Überbauba~e Grundstücksflächen ( § 9 ~s. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO ) 
(entsprechend Festlegung im Lageplan) .. 

· Die Gebäude sind innerhalb der überbaubaren Flächen zu erstellen .. Eine Über­
schreitung der Baugrenzen um max. I,OOm von untergeordneten Gebäudeteilen 
kann ausnahmsweise zugelassen werden. Gebäude unterhalb der festgelegten 
Geländeoberfläche dürfen die Baugrenzen überschreiten .. . . . 

5. Nebenanlagen (§ 14B;uNVO) .. . 
Nebenanlagen sindmit Ausnalune von Wintergärten nicht zulässig. ( § 14 Abs. I 

· BauNVO) 

6. Stellung baulicher Anlagen ( § 9 Abs. I Nr. 2 BauGB ) . . 
Die im Lageplan zeichnerisch festgelegte Stellung baulicher Anlagen ist fiir den 
Hauptbaukörper maßgebend. Abweichungen sind ausnahlnsweise zulässig, wenn · 
sie städtebaulich begründet sind und sich in das Ortsbild einfugen. 

· 7. Flächen für Stellplätze und Garagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 
BauNVO) 
Garagen unterhalb der Geländeoberfläche sind generell zugelassen. Ausnaluns~. 
weise dürfen sie bis zu' 1~00 m überdie Geländeoberfläche hinausragen, wimn 
ihre Garagendecke begrünt ist. ( § 12 Abs. 6 BauNVO) . . 
Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Wege sind mit wasserdurchlässiger Ober­
fläche (z. B. Rasengittersteinen oder Pflasterrasen) herzustellen. 



8. Beschränkung der Zahl der Wohnungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
2 WO Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (WAl - WA 4) 

. wird die Zahl der höchstzulässigen Wohnungen aus städtebaulichen 
Gründen auf2 Wohnungen pro Wohngebäude bzw. Doppelhaushälfte 
beschränkt · 

9. Verkehrsßächen, sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
( § 9 Abs. I Nr. 11 BauGB ) 

(siehe Festlegung im Lageplan) ~ . · · · . · . . 
Die festgelegte Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 1m Bere1ch 
"Im Steinbergle" zwischen der Wendeplatte und dem südwestlichen Einmün­
dungsbereich in die Straße "Im Wengert" (zwischen den Grundstücken Im Wen­
gert 19 und 21) dient als Wohnweg demAnlieger-, Fußgänger- und Radverkehr 
sowie dem Iandwirtschafltichen Verkehr. 

· I 0. Private Grünflächen ( § 9 Abs. I Nr. 15 BauGB ) 
Die ausgewiesenen privaten Grünflächen dienen der Erhaltung des Landschafts­
und Ortsbildes. Die Pflege hat extensiv, behutsam und· mit dem Ziel zu erfolgen, 
die momentane .Situation im wesentlichen zu erhalten und zu sichern. (siehe auch 

• das Gutachten des Büros Kindermann + Partnervom 15.08.1996) 

11. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen ( § 9 Abs. I Nr. 
21 BauGB) 
Ir= Die ausgewiesenen Flächen mit Leitungsrechten dienen der Gemeinde zur 

Einlegung und Haltung von Ver- und Entsorgungsleitungen und -anlagen 
und sind entsprechend zu belasten. Das Recht darf aufDritte übertragen 
werden. · 

' 
12. Flächen für Pflanzgebote und Pflanzbindungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB ) 

Pflanzbindung ( § 9 Abs. I Nr. 25 b BauGB ) 
Pflanzbindung fur Einzelbäume 

· !;'\ Die Pflanzbindung filr Einzelbäume dient der Erhaltung der festgesetzten·· 
V Einzelbäume. · . 
Auf die Baumschutzverordnung vom 24.12.1992 wird verwiesen. 

· Pflanzbindung fur flächenhafte Anpflanzungen 
pfb =. Die Pflanzbindung dient der Erhaltung der vorhandenen Vegetation. 

Diese ist zu erhalten und bei Abgang entsprechend zu ersetzen. 

13. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern zur Herstel-
lung des Straßenkörpers ( § 9 Abs. I Nr. 26 BauGB ) · 

a) Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede 
zwischen den Baugrundstücken und den öffentlichen Verkehrsflächen 
erforderlich sind, können auf den Baugrundstücken angelegt werden und 
sind dort zu dulden. Ist in der Planzeichnung nichts anderes festgesetzt, 
so gilt ein die öffentlichen Verkehrsflächen begleitender 2,00 m breiter 
Grundstücksstreifen als fläche für Aufschüttungen, Abgrabungen und 
Stützmauem zum Ausgleich topographischer Unebenheiten. 



b) Die Eigentümer der Grundstücke, dürfen zur Verkürzung der Straßenbö­
schungen auf eigene Kosten Stützmauem (nur in Sichtbeton, Mauerwerk 

·oder Holz) errichten,.die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen sind .. 
Stützmauem sind bis zu einer Höhe von max. I ,0 m zulässig. 

c) · Stützfundamente, die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen 
·zur Abgrenzung zwischen öffentlichen Verkehrsflächen und privaten 
Grundstücksflächen erforderlich werden, sind auf den privaten Grund­
stücksflächen .bis zu einer Breite von 0,50 m zu dulden. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen ( § 9 Abs. 4 BauGB, § 74 
LBO} .. 

I. DachgestaltQng ( § 74 Abs. I Nr. 1 LBO ) 
I. 1 Dachform, Dachneigung 

( entsprechend Eintrag im Lageplan ) 
a) .wAJ. . 

PD "" Im W A I sind fur die Hauptgebäude nur Pultdächer mit 
. :iner Dachneigung von 50 bis 150 zulässig. . . 

·-~-;_;.. 

b) WA2+WA3 

c) 

d) 

· SD/WD = Im WA 2 und WA 3 sind nur Satteldächer und Walmdä­
cher mit einerDachneigung von 250 bis 35° zulässig. 
Ausnahmsweise können andere Dachformen aufErkern, 
Vorbauten und untergeordneten Zwischenbauten zugelas~ 

WAA 
SD/WD= 

sen werden.. · · 

Im WA 4 sind nur Satteldächer und Walmdächer mit einer. 
Dachneigung von 40° bis 55° zulässig. Ausnahmsweise 
können andere Dachformen aufErkern, Vorbauten und · 
untergeordneten Zwischenbauten zugelassen werden .. 

Garagen , 
Garagen, die nicht .in das I:Iauptgebäude einbezogen sind, dürfen nur mit. 
einem begrünten Flachdach hergestellt werden. · · 
Ausnahmsweise sind in den Gebieten W A2, WA 3 und W A 4 Satteldä­
cher in der Dachneigung der Hauptgebäude zulässig. 

1.2 Dachdeckung . . 
Bei Sattel- Lind Walmdächern sind nurZiegeloder Betondachstein in naturrotem 
oder rotbraunen Farbton zugelassen. · 



1.3 Dachaufbauten I Dacbeinscbnitte 
Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind in den Gebieten WA 2 - 4 zulässig. 
Die Breite der Gauben eines Daches bzw. Dacheinschnitte dürfen maximal 40% 
der dazugehörigen Dachlänge nicht überschreiten. Der Mindestabstand der Gau­
ben bzw. Dacheinschnitte muß mindestens 1,50 m betragen. 
Der Abstand der Gauben bzw. Dacheinschnitte vom Ortgang muß mindestens 
1,50 mundvom First mindestens 0,90 m betragen. Die Höhe der Dachfläche 
unterhalb der Brüstungen von Gauben bzw. Dacheinschnitte zur Traufe muß 
mindestens 0,90 m betragen, gemessen in der Dachfläche. 
Zwerchgiebel sind ausnahmsweise zugelassen, jedoch nur mit einer Länge von 
max. 1/3 der dazugehörigen Dachlänge. 

2. Äußere Gestaltung baulieber Anlagen ( § 74 Abs. Nr. I LBO ) 
Fassadengestaltung 
Die Außenwände der Gebäude sind in hellen mit Erdfarben gebrochenen Tönen 
auszufiihren. Ausnahmsweise können Holzverkleidungen der Fassaden zugelas­
sen werden. 

Die Verkleidung der Außenflächen der Gebäude mit polierten und spiegelnden 
Materialien sowie die Verwendung glasierter Keramik und engobierter Spaltklin­
ker ist nicht zugelassen. 

3. Gestaltung und Nutzung der unbebauten Fläcben ( § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
In den Gebieten W A I und W A 2 ist auf der Westseite entlang der geplanten 
Grundstücksgrenzen ein jeweils 2,50 m breiter Geländestreifen mit heimischen 
Gehölzen anzulegen und dauernd zu erhalten. 

4. Antennen ( § 74 Abs. I Nr. 4 LBO ) 
Pro Gebäude ist nur eine Rundfunk- und nur eine Fernsehantenne bzw. Parabol­

. antenne zulässig. 

5. Freileitungen ( § 74 Abs. I Nr. 5 LBO ) 
Niederspannungsfreileitungen sind nicht zugelassen. 



111. llinvveise 

I. Wassenvirtschaft 
Sofern durch neue Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, ist zusätzlich 

·zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durchzufuhren. 

2. Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes 
(BodSchG), insbesondere auf§ 4 sowie auf das Merkblatt "Regelungen zum 
Schutz des Bodens" wird verwiesen. · 
~* . 

3. Altlasten 
Bodenbelastungen sind nicht bekannt. Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter 
Boden angetroffen werden, so ist unverzüglich das Landratsamt Böblingen zu 
benachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen Bereich einzustellen. Auf das 
Merkblatt "Abfallwirtschaft und Altlasten" wird verwiesen . 

. 4. Energiegewinnung 
Aus Gründen der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysteme erwünscht. 
Im Rahmen der Festsetzungen sinddiese Anlagen zulässig. 

5. Denkmalschutz . 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt wer­
den. Diese sind unverzüglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzu. 

· zeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4 .. Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu halten, insofern nicht die Denkmal­
schutzbehörde oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist ein- · 
verstanden ist. ( § 20 Denkmalschutzgesetz ) 

6. Pflichten des Eigentümers ( § 126 Abs. I BauGB ) 
Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen fur 
Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskör­
per sowie Kennzeichen und Hinweisschilder fur Erschließungsanlagen auf seinem 
Grundstück zu dulden. 

7. ,Ordnungswidrigkeiten . 
Verstöße gegeri die örtlichen Bauvorschriften ( § 75 LBO) werden als Ord­
nungswidrigkeit nach § 75 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 

f ·-·--!· "' ' 
' 

*J-D~ie~in-d-:-e-r.-:-V-:-w-:_Y~"..,.An-or_g_am_·~;·che .schadsto!fe", "orß!lnische Schadstoffe" und der o 

· , VwV "Onentlerungswerte fur die Bearbeltul}g vpn Altlasten und Schadensfallen o 

i festgelegten Prüfwerte sind fur die untersc~lichen Nutzungen (z. B. Kinder-
. I spielflächen, Siedlu..Ilgs~~chellt~i~al!en~~ -~--- . . . --~ 




